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Vorwort

Die vorliegende Studie beschäftigt sich mit dem rechtlichen Grund, auf
dem die Online-Informationstätigkeit der Kommunen ruht, sowie mit den
Grenzen, die diesem Handeln das Verfassungsrecht setzt. Dazu fragt sie
nach der Legitimation einer Teilhabe der Kommunen an öffentlicher Kom-
munikation zum Zwecke von Öffentlichkeitsarbeit, nach deren Reichweite
(„Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft“) sowie nach den Schran-
ken, welche die Gemeinden allgemein und besonders bei der Nutzung des
Internets bei der Verbreitung von Textbeiträgen zu wahren haben. Den
verfassungsrechtlichen Rahmen für all das bildet das Grundrecht der Pres-
sefreiheit in seiner Funktion einer „objektiven Grundsatznorm“, die das
Bundesverfassungsgericht in seiner frühen Rechtsprechung als Garantie
des Instituts „freie Presse“ bezeichnet hatte. Folgerungen für typische In-
halte kommunaler Internetseiten runden die Betrachtungen ab.

Bei der Schrift handelt es sich um ein Rechtsgutachten, das im Auftrag
des Medienhauses Lensing in Dortmund verfasst worden ist. Der Verfasser
dankt dem Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger für die Übernahme
der Druckkosten.

   

Marburg, im November 2017 Sebastian Müller-Franken
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